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ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 BAUGB 

A ERFORDERNISSE UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Der Anlass zur Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes „Südlich der Landauer 
Straße“ ergab sich durch den hohen Wohnbaulandbedarf der Gemeinde Offenbach a. d. 
Queich und der daraus resultierenden Erforderlichkeit einer Bereitstellung von qualitativ 
hochwertigem Bauland bei guten Wohnbedingungen und gutem Wohnumfeld zu günsti-
gen Preisen. In den darauffolgenden Jahren wurde der Bebauungsplan im Zuge von 
neun Änderungsverfahren optimiert und an aktuelle Rahmenbedingungen angepasst. 

Die Kreativ Massivhaus GmbH (Landau) war im Herbst 2019 mit einem städtebaulichen 
Konzept zur Nachverdichtung des Areals südlich der Landauer Straße an die Gemeinde 
Offenbach a. d. Queich herangetreten. Beabsichtigt ist die Errichtung zweier Mehrfami-
lienhäuser mit jeweils sechs Wohneinheiten. 

Zur Umsetzung der Planungsabsichten der Kreativ Massivhaus GmbH ist der Bebau-
ungsplan „Südlich der Landauer Straße, 9. Änderung“ in einem Teilbereich zu ändern, 
da dieser u.a. für das Plangebiet keine adäquate überbaubare Fläche vorsieht. Weiterhin 
bedarf es einer Anpassung der textlichen Festsetzungen, insbesondere der Festsetzun-
gen zur Höhe baulicher Anlagen. 

Der Gemeinderat hat sich in diesem Zusammenhang mit der Angelegenheit bzw. dem 
Ersuchen der Kreativ Massivhaus GmbH in seinen Sitzungen am 15.10.2019 und 
22.01.2020 beschäftigt. Er sah die Erforderlichkeit i.S.d. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB gege-
ben, um eine städtebaulich geordnete Entwicklung zu gewährleisten. Zudem lagen für 
ihn erkennbar keine sachfremden Ziele vor und die Erfolgsaussicht war nicht von vorn-
herein auszuschließen. 

B AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Zur Erreichung der dargestellten Zielsetzung beabsichtigt die Gemeinde Offenbach a. d. 
Queich für den betroffenen Bereich Baurecht in Form eines Bebauungsplanes zu schaf-
fen. Der Rat der Gemeinde Offenbach a. d. Queich hat aus diesem Grund in seiner Sit-
zung am 15.10.2019 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 10. Änderung des Bebauungsplanes 
„Südlich der Landauer Straße“ beschlossen. 

Der Bebauungsplan soll unter Anwendung des § 13 a BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt werden. 

Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde die BBP Stadtplanung Land-
schaftsplanung PartGmbB, Kaiserslautern. 
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Unmaßstäbliche Abgrenzung des Bebauungsplans „Südlich der Landauer Straße, 9. Änderung“ genordet 
Quelle: BBP Stadtplanung Landschaftsplanung PartGmbB, Kaiserslautern, Stand 09/2019 

C ANWENDUNG DER VERFAHRENSVORSCHRIFTEN DES § 13 A BAUGB I.V.M. § 13 BAUGB 

Der Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ soll gemäß § 13 a 
BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und 
3 BauGB aufgestellt werden. 

Gem. § 13 a Abs. 1 BauGB darf jedoch ein sog. „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ 
im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn hierzu folgende Kriterien er-
füllt werden: 

a) Die bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche liegt 
unterhalb des in § 13 a Abs. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwerte. 

b) Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird 
weder vorbereitet noch begründet. 

c) Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 
BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

d) Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

e) Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebiets darf nicht beeinträchtigt 
werden. 
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Die in diesem Zusammenhang durchgeführte Bewertung der Zulässigkeitsvorausset-
zungen hat ergeben: 

zu a)  Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb der bebauten 
Ortslage der Gemeinde Offenbach a. d. Queich; die planungsrechtlichen Festset-
zungen dienen insbesondere einer maßvollen Nachverdichtung südlich der Lan-
dauer Straße zur Errichtung zweier Mehrfamilienhäuser. 

Zusätzliche Versiegelungen werden hierdurch zwar begründet, jedoch liegt die 
bei Durchführung des Bebauungsplanes voraussichtlich versiegelte Fläche deut-
lich unterhalb des in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgeführten Schwellenwert. 

zu b)  Das Kriterium kann als erfüllt angesehen werden. 

zu c) Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b BauGB (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden.  

zu d) Das Kriterium kann als erfüllt angesehen werden. 
zu e) Der verbindliche Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Offenbach a. d. 

Queich stellt für das Plangebiet bereits eine gemischte Baufläche dar. Somit ist 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung gewahrt. 

Nachdem somit festgestellt werden konnte, dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
ein Planverfahren nach § 13 a BauGB erfüllt sind, wird daher gemäß § 13 Abs. 3 BauGB 
in diesem Verfahren vom Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung 
zur öffentlichen Auslegung, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 a Abs. 1 BauGB abgese-
hen.  

Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung entbindet jedoch nicht von der Erforder-
lichkeit eines landespflegerischen Ausgleichs für eventuell durch die Planung entstehen-
den Eingriffe sowie von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. 

Ergänzend wird darauf verwiesen, dass, unabhängig von der Anwendung des § 13 a 
BauGB, die Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

Die Anwendung des § 13 a BauGB ermöglicht es, von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 a BauGB sowie von der Überwachung nach § 4 c BauGB abzusehen. 
Ein eigenständiger Fachbeitrag Naturschutz ist gleichfalls nicht notwendig. Die Belange 
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1 a BauGB sind allerdings nach 
wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichtigen, wobei eine Pflicht zur 
Kompensation möglicher erheblicher Auswirkungen auf Natur und Landschaft nicht be-
steht. 

Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 

Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 
eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 
nicht von der Notwendigkeit, Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbote gemäß 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG auszuschließen (ggf. durch Vermeidungsmaßnahmen inklusive 
vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen). Die naturschutzrechtlichen Belange werden da-
her im Rahmen der Bebauungsplanung beachtet (siehe Kapitel I). 
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D GRUNDLAGEN 

1 Planungsgrundlagen 

Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

 Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße“, einschließlich dessen neun Ände-
rungen, 

 Vorentwurfsplanung des Bauvorhabens von Kreativ Massivhaus GmbH, Landau, 
Stand Dezember 2019 und Mai 2020, 

 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße“, 
Stand: Entwurf, November 2020, 

 Abfrage Geoportal Boden und LANIS, www.lanis.rlp.de, Stand: Oktober 2020. 

Die der Planung zugrunde liegenden Gutachten, Pläne und sonstigen Vorschriften (Ge-
setze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können diese bei der Verbands-
gemeindeverwaltung Offenbach a. d. Queich, Fachbereich 2 (Bauen) (Konrad-Lerch-
Ring 6, 76877 Offenbach a. d. Queich) eingesehen werden. 

2 Lage und Größe des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Die hier in Rede stehende 9. Änderung des Bebauungsplans „Südlich der Landauer 
Straße“ befindet sich im westlichen Bereich von Offenbach a. d. Queich. 

Entlang der nördlichen, östlichen und westlichen Plangebietsgrenze befinden sich Ge-
werbeflächen. Im Süden grenzt Wohnbebauung an das Plangebiet an. Das Gebiet wird 
durch die nördlich der Plangebietsgrenze verlaufende Landauer Straße (L509) erschlos-
sen.  

Die ungefähre Lage des Plangebietes kann der nachfolgenden Abbildung entnommen 
werden. 

Lage des Geltungsbereichs; Quelle: LANIS, Oktober 2020 

Der Geltungsbereich der Ursprungsfassung hat eine Größe von etwa 19 ha. Im Rahmen 
der 10. Änderung wird ein Teilbereich der Ursprungsfassung in einer Größe von rund 
2200 m² überplant und umfasst folgende Flurstücke der Gemarkung Offenbach in Gänze 
bzw. teilweise (tlw.):  

914/1 915/15 (tlw.) 920/7 (tlw.) 920/10 (tlw.) 922/3
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3 Nutzung und natürliche Situation 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung umfasst im westlichen 
Bereich ein leerstehendes Wohngebäude. Im Zuge der Planungsrealisierung soll dieses 
zurückgebaut werden. Östlich hieran angrenzend befindet sich eine innerörtliche Brach-
fläche ohne jegliche Funktion. 

Im Plangebiet befinden sich wenige Gehölzbestände. Die beiden im südlichen Bereich 
stehenden Kiefern sollen im Zuge der Bebauungsplanänderung erhalten werden. 

 
Luftbild für den Bereich des Plangebiets (rot gekennzeichnet) 
Quelle: LANIS RLP 10/2020, Stand Luftbild 2020 

4 Topografie 

Die Flächen im Geltungsbereich selbst weisen ein weitgehend ebenes Gelände auf. Zur 
Landauer Straße (L509) sowie zur angrenzenden Bebauung besteht ein Höhenunter-
schied von rund 0,7 m. 

E VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall sind dies insbesondere nachfolgende 
Aspekte: 

1 Regionalplanung 

Der „Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar“ des Planungsverbandes Region Rhein-
Neckar konkretisiert die Zielsetzungen des Landesentwicklungsprogramms IV Rhein-
land-Pfalz. In dem seit 15.12.2014 verbindlichen „Einheitlichen Regionalplan Rhein-
Neckar“ ist die Gemeinde Offenbach / Queich als Grundzentrum dargestellt. Das Plan-
gebiet selbst ist als „Siedlungsfläche Wohnen - Bestand“ gekennzeichnet. Die Planung 
entspricht somit den Zielen der Raumordnung. 
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Auszug aus der Raumnutzungskarte, Plan West des Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar 
Quelle: Raumnutzungskarte, Plan West des Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar, Stand: 12 / 2014 

2 Flächennutzungsplanung 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln.  

Der seit Juni 2015 rechtswirksame Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Offen-
bach / Queich stellt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans gemischte Bauflächen 
da. 

Mit der Festsetzung eines Mischgebietes nach § 6 BauNVO stimmt der Bebauungsplan 
mit den planerischen Vorgaben des Flächennutzungsplanes überein. Die Voraussetzun-
gen des Entwicklungsgebotes im Sinne einer differenzierten Konkretisierung des Flä-
chennutzungsplanes sind erfüllt. 

 

Lage des Plangebiets im Flächennutzungsplan  
Quelle: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Offenbach an der Queich, Stand: 
12/2015 

F FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1 Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Gemäß dem Generalentwässerungsplan für die Verbandsgemeinde Offenbach / Queich 
darf anfallendes Niederschlagswasser von max. 30% der Grundstücksfläche an die Orts-
kanalisation angeschlossen werden. Niederschlagswasser, das beispielsweise aufgrund 
eines höheren Versiegelungsgrads anfällt, muss daher auf dem Grundstück zurückge-
halten werden. 

Plangebiet 

Plangebiet 
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Der Vorhabenträger / Bauherr hat daher, zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 
Umgangs mit dem anfallenden Niederschlagswasser, im Zuge des Baugenehmigungs-
verfahrens und der Bauantragstellung eine Berechnung des Oberflächenwasserabflus-
ses sowie die Ableitung (Versickerungs- / Rückhaltemaßnahmen) des Oberflächenwas-
sers nachzuweisen. Die Entwässerungsunterlagen sind dem Abwasserwerk der Ver-
bandsgemeinde Offenbach / Queich zu Genehmigung vorzulegen. 

Des Weiteren wird empfohlen, Zufahrten und Stellplätze ausschließlich mit versicke-
rungsfähigen Materialien herzustellen. 

2 Schalltechnische Untersuchung 

Zur Beurteilung der Belange des Schallschutzes wurde das Ingenieurbüro FIRU GfI, Kai-
serslautern, mit der Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung beauftragt. 

Folgende Fragestellungen wurden durch den Gutachter prognostiziert und beurteilt: 

 Verkehrslärmeinwirkungen an den geplanten Wohngebäuden durch den Kfz-Ver-
kehr auf der Landauer Straße (L 509) und 

 Gewerbelärmeinwirkungen an den geplanten Wohngebäuden durch den Betrieb der 
Tankstelle. 

Die Verkehrslärmemissionspegel des Kfz-Verkehrs auf den relevanten Straßenabschnit-
ten in der Umgebung des Plangebiets (L 509) wurden gemäß RLS-90 berechnet. Für die 
L 509 wurden Daten aus der Verkehrsstärkenkarte Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2015 
herangezogen. Der Gutachter kommt hinsichtlich der Verkehrslärmeinwirkungen durch 
den Kfz-Verkehr zu folgendem Ergebnis: 

Am Tag wurden unter Berücksichtigung des vorliegenden Baukonzepts an den der L 509 
nächstgelegenen geplanten Nordfassaden Verkehrslärmeinwirkungen von bis zu 50 
dB(A) im Erdgeschoss und bis zu 55 dB(A) im 1. Obergeschoss berechnet. Im 2. Ober-
geschoss wurden an der Nordfassade des geplanten Gebäudes Ost Verkehrslärmein-
wirkungen von bis zu 60 dB(A) berechnet. Der Orientierungswert Tag für Verkehrs-
lärmeinwirkungen in Mischgebieten von 60 dB(A) am Tag wird an allen geplanten Fas-
saden in allen Geschossen eingehalten bzw. deutlich unterschritten. 

In der Nacht wurden unter Berücksichtigung des vorliegenden Baukonzepts an den der 
L 509 nächstgelegenen Fassaden Verkehrslärmeinwirkungen von bis zu 40 dB(A) im 
Erdgeschoss, bis zu 45 dB(A) im 1. Obergeschoss und bis zu 50 dB(A) im 2. Oberge-
schoss berechnet. Der Nacht-Orientierungswert von 50 dB(A) wird an allen geplanten 
Fassaden in allen Geschossen eingehalten. 

Es sind keine Maßnahmen zum Schutz vor den Verkehrslärmeinwirkungen erforderlich. 

Die Gewerbelärmeinwirkungen an den geplanten Wohngebäuden durch den Betrieb der 
Tankstelle mit Waschstraße wurden auf der Grundlage eines Emissionsmodells im digi-
talen Geländemodell nach DIN ISO 9613-2 berechnet. Das DGM enthält alle für die Be-
rechnung der Schallausbreitung erforderlichen Angaben (Lage von Schallquellen und 
Immissionsorten, Höhenverhältnisse, Schallhindernisse im Ausbreitungsweg, schallre-
flektierende Objekte usw.). Die Beurteilung der Geräuscheinwirkungen erfolgte anhand 
der Immissionsrichtwerte der TA Lärm bzw. der Orientierungswerte des Beiblatts 1 der 
DIN 18005. 

Der Gutachter kommt hinsichtlich der Gewerbelärmeinwirkungen durch den Betrieb der 
Tankstelle mit Waschstraße zu folgendem Ergebnis: 

Unter Berücksichtigung der Emissionsansätze wurden am Tag (6.00 bis 22.00 Uhr) an 
den geplanten Immissionsorten im Mischgebiet Gewerbelärmeinwirkungen von bis zu 
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47 dB(A) berechnet. Der Immissionsrichtwert der TA Lärm für Gewerbelärmeinwirkun-
gen in Mischgebieten von 60 dB(A) am Tag wird um mehr als 13 dB(A) unterschritten. 

Es sind keine Maßnahmen zum Schutz vor den Gewerbelärmeinwirkungen erforderlich. 

3 Natur- und artenschutzrechtliche Rahmenbedingungen 

3.1 Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine 

 Vogelschutzgebiete oder  

 Gebiete der Ramsar-Konvention  

ausgewiesen. 

3.2 Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbarer Umgebung sind keine  

 Naturschutzgebiete (NSG) nach § 23 BNatSchG, 

 Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, 

 Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG, 

 Naturparke nach § 27 BNatSchG, 

 Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG sowie 

 Geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG  

ausgewiesen. 

3.3 Geschützte und schutzwürdige Biotope 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbarer Umgebung sind keine  

 gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG sowie nach § 15 LNatSchG 

 Biotopkomplexe (BK) 

ausgewiesen. 

4 Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen / Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen unmittelbare Umgebung sind keine  

 Überschwemmungsgebiete (ÜSG) und hochwassergefährdete Bereiche (HQExt-
rem), 

 Trinkwasserschutzgebiete (TWSG), 

 Mineralwasserschutzgebiete sowie 

 Heilquellenschutzgebiete 

ausgewiesen (Quelle: Geoportal Wasser RLP). 

5 Bodenschutzrechtliche Rahmenbedingungen 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahren der Bebauungsplanung wurde seitens der SGD 
Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Neustadt auf die, 
auf dem angrenzenden Nachbargrundstück befindliche schädliche Bodenveränderung 
„ARAL-Tankstelle, Offenbach an der Queich, Landauer Str. 11“, mit der Reg-Nr. 337 07 
061 - 3002 / 000 - 00, hingewiesen, die jedoch bereits saniert wurde. 
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6 Verkehrliche Rahmenbedingungen 

Das Plangebiet grenzt an die Landauer Straße (L 509). Mit Schreiben vom 04.01.2021 
hat der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, LBM Speyer in seiner Stellungnahme 
mitgeteilt, dass an der Grundstücksausfahrt auf die L 509 auf ausreichende Sichtverhält-
nisse, auch in Richtung des Kreisverkehrsplatzes, zu achten ist. 

7 Sonstiges 

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 
vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 
und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind nicht be-
kannt. 

G DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1 Städtebauliche Zielvorgaben 

Der Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ soll eine geordnete 
und nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen und zu entwickeln. Das Planungsgebiet soll dabei einer Entwicklung zugeführt wer-
den, die den künftigen Nutzern und deren Nutzungsbedürfnissen gerecht wird (vgl. § 1 
Abs. 5 BauGB). Konflikte mit benachbarten Gebieten, eine Beeinträchtigung von Land-
schaftspotentialen und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städtebauli-
che Entwicklung sollen verhindert bzw. minimiert werden. 

Bei der Durchführung des Bebauungsplanes sind daher insbesondere folgende städte-
bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 

 Vorgaben zur Gestaltung baulicher Anlagen zum Erreichen gestalterischer Grund-
prinzipien bei geringstmöglicher Einschränkung der individuellen Gestaltungsvor-
stellungen (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) sowie 

 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch den städtebaulichen 
Entwurf und gezielte Maßnahmen vermieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen 
auf das notwendige Minimum reduziert werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). 

 die baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur zukünftigen Ent-
wicklung des Gebietes (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). 

2 Konzept der Kreativ Massivhaus GmbH 

Das Konzept des Vorhabenträgers sieht eine Nachverdichtung des derzeit ungenutzten, 
innerörtlichen Areals südlich der Landauer Straße vor.  

Auf der rund 2.000 m² großen Fläche sollen zwei Mehrfamilienhäuser mit einer Gebäu-
dehöhe von rund 10,00 m errichtet werden. In jedem Wohngebäude sind sechs 
Wohneinheiten vorgesehen. In diesem Zuge soll das derzeit noch im Plangebiet vorhan-
dene, leerstehende Wohngebäude zurückgebaut werden. 

Die beiden Wohngebäude stellen sich gemäß dem architektonischen Entwurf der Firma 
Kreativ Massivhaus GmbH als Gebäude mit zwei Vollgeschossen dar. Das obere Voll-
geschoss soll jeweils mit einem, zu drei Seiten zurückgesetzten, Staffelgeschoss über-
baut werden. Der Eingangsbereich mit Treppenhaus und Aufzuganlage ist nach Norden 
hin orientiert. 
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Als Dachform sind Flachdächer mit einer extensiven Dachbegrünung vorgesehen. 

 

Übersichtsplan: Neubau von zwei Wohnhäusern 

Quelle: Kreativ Massivhaus GmbH, Landau, Stand Vorentwurfsplanung 05/2020 

Die erforderlichen Stellplätze sollen im nördlichen Bereich der Grundstücke unterge-
bracht werden. 

Weiterhin ist in dem vorgelegten Konzept eine „Fahrgasse“ als Verbindungsweg zwi-
schen der Landauer Straße im Norden und der angrenzenden Wohnbebauung im Süden 
vorgesehen. Dieser Weg soll zukünftig von der Allgemeinheit (Fußgänger und Radfah-
rer) als Wegeverbindung genutzt werden können. 

 

Südansicht: Neubau von zwei Wohnhäusern 

Quelle: Kreativ Massivhaus GmbH, Landau, Stand Vorentwurfsplanung 12/2019 

3 Verkehrliche Anbindung und interne Erschließung des Plangebiets 

Die verkehrliche Anbindung des Plangebiets erfolgt über die nördlich des Plangebiets 
verlaufende Landauer Straße (L509).  

Zur Optimierung der Anbindung des Baugebiets „Südlich der Landauer Straße“ an den 
Ortskern hat sich die Gemeinde im Benehmen mit dem Grundstückseigentümer dafür 
ausgesprochen, eine Verbindung für Fußgänger und Radfahrer planungsrechtliche vor-
zubereiten. 
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4 Ver- und Entsorgung des Plangebiets 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
kann durch einen Anschluss an bzw. Ausbau der bestehenden Netze durch die jeweili-
gen Versorgungsträger sichergestellt werden. 

Das anfallende Schmutzwasser soll der Kanalisation der Landauer Straße zugeführt 
werden. Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser soll auf den Grundstücken 
zurückgehalten und dort zur Versickerung gebracht werden. Zur Rückhaltung bzw. Ver-
sickerung dienen sowohl die begrünten Fächer als auch Versickerungsmulden, die auf 
den Grundstücken hergestellt werden. 

Zum gegenwärtigen Sachstand ist eine Entsorgung des anfallenden Abfalls über die 
Brüsseler Straße im Süden des Plangebiets angedacht. 

H ÜBERLAGERUNG MIT BESTEHENDEN SATZUNGEN 

Der hier in Rede stehende Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ 
überlagert folgende rechtskräftige Bebauungspläne in ihren rechtsgültigen Fassungen: 

 „Südlich der Landauer Straße, 9. Änderung“ (2011) und 

 „Hauptstraße/Kirchpfad, mit 8. Teiländerung des Bebauungsplans „Südlich der Lan-
dauer Straße “ und Aufhebung des Bebauungsplans „Landauer Straße“ (2011). 

Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 9. 
Änderung“ mit Überlagerung des Bebauungspla-
nes „Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ 
(rot gekennzeichnet) (Quelle: Bachtler, Böhme und 
Partner, 2011) 

Bebauungsplan „Hauptstraße/Kirchpfad, mit 8. Tei-
länderung des Bebauungsplans „Südlich der Lan-
dauer Straße“ und Aufhebung des Bebauungs-
plans „Landauer Straße““ mit Überlagerung des 
Bebauungsplans „Südlich der Landauer Straße, 
10. Änderung“ (rot gekennzeichnet) (Quelle: Bacht-
ler, Böhme und Partner, 2011) 

Diesbezüglich gilt folgendes: 

Die Bebauungspläne „Südlich der Landauer Straße, 9. Änderung“ und „Haupt-
straße/Kirchpfad, mit 8. Teiländerung des Bebauungsplans „Südlich der Landauer 
Straße“ und Aufhebung des Bebauungsplans „Landauer Straße“ werden in den Berei-
chen, in denen diese vom Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ 
überlagert werden, durch diesen ersetzt bzw. abgelöst.  

Überlagerung der beiden 
Bebauungspläne 

Überlagerung der beiden 
Bebauungspläne 
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I LANDESPFLEGERISCHE BEWERTUNG DER PLANUNG 

1 Bestandsituation 

1.1 Schutzgebiete und -objekte1,2 

Im Plangebiet oder der angrenzenden Umgebung sind keine Schutzgebiete oder -ob-
jekte vorhanden. Siehe hierzu Kapitel F3. 

1.2 Schutzgut Fläche 

Das Plangebiet befindet sich innerorts und ist mit einem Wohngebäude bestanden. 
Durch die Planung kommt es zu einer erhöhten Flächenversiegelung im Bereich des 
bisherigen Gartens. Eine Inanspruchnahme von Flächen, die bisher einer anderen Nut-
zung unterlagen (z. B. Landwirtschaft) findet nicht statt. 

1.3 Boden3 

Das Plangebiet liegt innerhalb einer Bodengroßlandschaft der Auen und Niederterras-
sen. Aufgrund der innerörtlichen Lage des Plangebiets ist mit anthropogen veränderten 
Bodenverhältnissen zu rechnen. 

Im Plangebiet befindet sich derzeit bereits ein Wohnhaus, welches im Vorfeld der ge-
planten Neubauten abgerissen wird. Durch die Planung kommt es zu einer zusätzlichen 
Flächenversiegelung. 

Für das Plangebiet sind derzeit keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Boden-
veränderungen oder Verdachtsflächen bekannt. 

1.4 Wasser 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet oder dessen näherer Umgebung nicht vorhan-
den. 

1.5 Luft/Klima 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines klimatischen Wirkraumes, was eine geringe 
Durchlüftung und thermische Belastung in den Sommermonaten indizieren würde.4 

Durch Bebauung versiegelte Bereiche heizen sich auf und geben die Wärme wieder an 
die Umgebung ab, was eine Erhöhung der Umgebungstemperatur zur Folge hat. Die 
thermische Belastung im Plangebiet ist jedoch als nicht erheblich zu bewerten. Freiflä-
chen in der Umgebung und im Plangebiet wirken als siedlungsklimatisch relevante Kalt-
luftproduzenten und die Gehölzstrukturen fungieren als Frischluftproduzenten und 
Staubbinder. 

1.6 Orts- und Landschaftsbild/Erholung 

Das Plangebiet liegt innerorts und ist bereits bebaut. Die geplante Bebauung gliedert 
sich in die Bebauung der Umgebung ein. Die beiden Kiefern im südlichen Plangebiet 

                                                            
1  LANIS RLP - Landschaftsinformationssystem Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung 

und Forsten Rheinland-Pfalz (MUEEF RLP), Mainz unter https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/, abgerufen 11/2020 

2   Geoportal Wasser RLP – GIS Client des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-
Pfalz, Mainz unter https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/2025/, abgerufen 11/2020 

3  Geoportal Boden RLP des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB RLP) unter 
https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=23, abgerufen 11/2020 

4  LANIS RLP - Landschaftsinformationssystem Rheinland-Pfalz des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung 
und Forsten Rheinland-Pfalz (MUEEF RLP), Mainz unter https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_na-
turschutz/, abgerufen 11/2020 
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bleiben erhalten. Daher wird durch die vorliegende Planung das Orts- und Landschafts-
bild in seiner jetzigen Form kaum beeinflusst. 

1.7 Arten und Biotope 

Im Plangebiet ist ein Wohnhaus und der darum liegende, in Teilen verwilderte, Garten 
vorhanden. Bei einer Ortsbegehung am 04.09.2020 wurde das Gebäude intensiv auf 
mögliche Brut- bzw. Quartierstätten für Vögel oder Fledermäuse abgesucht. Solche Le-
bensraumstrukturen sind am Gebäude nicht vorhanden. Der im Garten befindliche Ge-
hölz- und Brombeerbestand ist jedoch für gebüschbrütende Vogelarten als Brutstandort 
geeignet. Daher ist das Fällen oder auf den Stock setzen von Bäumen, Sträuchern oder 
Hecken in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. nicht gestattet. Hierbei können die Verbotstat-
bestände gemäß des § 44 (1) Nr. 1 bis 4 BNatSchG ausgelöst werden. Ist eine solche 
Maßnahme innerhalb des genannten Zeitraums erforderlich, ist diese zuvor mit der un-
teren Naturschutzbehörde des Landkreis Südliche Weinstraße abzustimmen. Gegebe-
nenfalls sind die betroffenen Gehölze vor Durchführung der beabsichtigten Maßnahme 
durch eine unabhängige, fachkundige Person auf das Vorkommen von Lebensstätten 
besonders geschützter Tierarten zu überprüfen. 

Teile des Plangebiets wären potenziell als Lebensraum für Zaun- oder Mauereidechsen 
geeignet. Bei der Ortsbegehung am 04.09.2020 wurden jedoch keine Eidechsen erfasst. 
Die Begehung fand bei geeigneter Witterung in überschaubarem Gelände statt und über 
einen Zeitraum von ca. 3 h statt. Eine vorhabenbedingte Betroffenheit dieser beiden Ar-
ten kann daher mit hinreichender Sicht ausgeschlossen werden. 

Von u. a. besonderer ökologischer Wertigkeit sind die beiden hochaufgewachsenen Kie-
fern im südlichen Plangebiet. Beide Bäume sind vital und als (Teil-) Lebensraum für ver-
schiedene Tierarten von Bedeutung.  

1.8 Mensch 

Der Mensch kann in vielerlei Hinsicht unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden, 
wobei sich Überschneidungen mit den übrigen zu behandelnden Schutzgütern ergeben. 
Relevant sind allein solche Auswirkungen, die sich auf die Gesundheit und das Wohlbe-
finden des Menschen beziehen, nicht jedoch solche, die wirtschaftliche oder sonstige 
materielle Grundlagen betreffen. 

Lärmeinwirkungen sind im Plangebiet durch die innerörtliche Lage gegeben. 

Erkenntnisse über Altablagerungen/Altlasten oder schädliche Bodenverunreinigun-
gen, die eine Nutzung der Flächen beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkun-
dungen erforderlich machen würden, liegen nicht vor. 

Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven 
Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast 
überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon ebenfalls im Erdreich nachzuweisen. 
Da radioaktive Stoffe, wie Radon, die Zellen eines lebenden Organismus schädigen kön-
nen, wurde vom Landesamt für Geologie und Bergbau für das Land Rheinland-Pfalz eine 
Radon-Prognosekarte (Stand 2013) erstellt. 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamts für Geologie und Bergbau Rhein-
land-Pfalz (LGB RLP) ist im Plangebiet mit einem erhöhten Radonpotential (40 - 
100 kBq / m³) zu rechnen. 

„Das Maß für die Radonkonzentration in der Bodenluft (Luft im Porenraum des Bodens) 
bzw. des Radonpotenzials wird in Becquerel pro Kubikmeter (Bq/m³) angegeben. Ein 
Becquerel bedeutet ein Zerfallsereignis je Sekunde. Neben der Radonkonzentration ist 
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die Gaspermeabilität des Untergrundes vor allem in gut gasdurchlässigen Böden ein 
ebenso zu beachtender Faktor zur Bewertung der Radonverfügbarkeit und Auswahl ge-
eigneter Radonschutzmassnahmen. Hier dargestellt ist nur das Radonpotenzial (Radon-
konzentration). Radonpotenzial unbekannt. Die hier abgebildete, landesweite Karte des 
Radonpotenzials beruht bisher auf nur wenigen Messungen und ist deshalb nur zur gro-
ben Orientierung. Lokal sind starke Abweichungen von dem dargestellten Radonpoten-
zial möglich. Die Karte kann daher nicht Grundlage der Bauplanung sein, sondern es 
bedarf gesonderter Untersuchungen.“ (Quelle: Geoportal Boden RLP5). 

Erhebliche Vorbelastungen durch Lichtverschmutzung oder auch thermische Belas-
tung bestehen für das Plangebiet und dessen Umfeld nicht und sind auch durch das 
Planvorhaben nicht zu erwarten. 

1.9 Kultur- und Sachgüter 

Über archäologische Fundstellen innerhalb bzw. angrenzend an das Plangebiet sowie 
Denkmalzonen ist zum derzeitigen Stand der Planung nichts bekannt. 

2 Bewertung des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des geschlossenen Siedlungskörpers. Da es nur 
zu einer geringen zusätzlichen Flächenversiegelung kommt, sind die Auswirkungen auf 
die jeweiligen Schutzgüter nicht relevant oder als gering zu bewerten. Zu berücksichti-
gen sind die Belange des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 (1) Nr. 1 bis 4 
BNatSchG. Aus diesem Grund sind Gehölze und Brombeergebüsche nicht im Zeitraum 
zwischen Ende Februar und Anfang Oktober zu fällen bzw. zu roden.  

3 Landespflegerische Zielvorstellungen sowie Vorschläge zu grünordnerischen 
Maßnahmen im Plangebiet 

Nicht bebaubare Grundstücksflächen sollen nach Möglichkeit begrünt werden. Die ve-
getationslose Gestaltung mit Kies- oder Schotterflächen soll vermieden werden. Denn 
gerade Vorgärten und innerörtliche Grünflächen stellen wichtige siedlungsnahe Lebens-
räume für verschiedene Tierarten dar, fungieren aber auch als Abkühlungsfläche und 
wirken sich somit positiv auf das Ortsklima aus. Die beiden Kiefern im südlichen Plange-
bietsteil sind vital und wurden aufgrund ihres gebietsprägenden Charakters und Gründen 
der Eingrünung zum Erhalt festgesetzt. Ebenso wurde die Heckenpflanzung an der süd-
lichen Plangebietsgrenze aus dem Vorgängerbebauungsplan angepasst übernommen.  

   

                                                            
5  Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz unter https://mapclient.lgb-

rlp.de///?app=lgb&view_id=5, abgerufen 05/2020 
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J BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

Nachfolgend wird im Einzelnen auf die Inhalte und Erforderlichkeit der im Bebauungs-
plan getroffenen Festsetzungen eingegangen. 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung   

Die getroffenen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung entsprechen den Festset-
zungen des Mischgebiets „B1“ der 9. Änderung des Bebauungsplans „Südlich der Lan-
dauer Straße“. Eine Änderung des Festsetzungsinhalts wurde in der vorliegenden 10. 
Bebauungsplanänderung nicht vorgenommen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt über die Festsetzung der Grundflächen-
zahl (GRZ), der Geschossflächenzahl (GFZ), der Anzahl der Vollgeschosse und die ma-
ximale Höhe baulicher Anlagen.  

 Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die festgesetzte Grund- und Geschossflächenzahl entspricht den in der BauNVO 
dar-gelegten Obergrenzen. Zur Unterbringung der erforderlichen Stellplätze und 
Garagen sowie ihrer Zufahrten auf dem Baugrundstück sowie zur Errichtung von 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (u.a. Fahrradabstellplätze und Müllbe-
hältnissen) darf die festgesetzte Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO 
für die unter § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO aufgeführten Anlagen bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 0,80 überschritten werden. 

Durch diese Überschreitung werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt. Belange des Umweltschutzes 
werden darüber hinaus durch die die Festsetzungen von Flächen für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Flächen für das 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gleichwohl ge-
würdigt. Zudem wird hierdurch eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung i.S. 
einer Nachverdichtung ermöglicht. 

Ergänzend wird bestimmt, dass die Grundfläche von nicht überdachten Stellplätzen, 
die mit unversiegelten Bodenbelägen (hierzu gehören u.a. Rasengittersteine und 
Verbundsteine mit Sickerfugen) errichtet werden, nur zu 50% bei der Ermittlung der 
zulässigen GRZ zu berücksichtigen sind. Diese ergänzende Bestimmung wurde ge-
troffen, da durch unversiegelte Bodenbeläge die Auswirkungen auf die natürlichen 
Funktionen des Bodens gemindert werden. 

 Zahl der Vollgeschosse und Festlegung zur Höhe baulicher Anlagen 

Die getroffenen Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen entsprechen der Forde-
rung des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach die Höhe baulicher Anlagen festzusetzen 
ist, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und 
Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. 

Um das Entstehen von unmaßstäblichen Baukörpern, die sich in die umliegende Be-
standsbebauung nicht einfügen, zu verhindern, werden die Anzahl der Vollge-
schosse und die maximale Gebäudehöhe begrenzt.  

Es wird ergänzend bestimmt, dass die maximale Zahl der Vollgeschosse nur mit 
einem Staffelgeschoss oder einem im Dachraum befindlichen Geschoss, das kein 
Vollgeschoss ist, überbaut werden darf. 
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Weiterhin darf die maximal zulässige Gebäudehöhe durch Anlagen zur Nutzung von 
Solarenergie sowie durch Dachaufbauten und untergeordnete technische Nebenan-
lagen geringfügig überschritten werden. 

1.3 Bauweise sowie überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Im gesamten Plangebiet wird zu Gunsten der Gestaltungsfreiheit der künftigen Bau-
herrn auf die Festsetzung von Baulinien verzichtet. Die überbaubaren Flächen des Be-
bauungsplanes werden daher ausschließlich durch die Festsetzung von Baugrenzen de-
finiert, wobei durchgehende überbaubare Grundstücksflächen die notwendige Flexibilität 
bei der Parzellierung der Grundstücke sichern. 

1.4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen und deren Zulässigkeit 

Zu Gunsten der Gestaltungsfreiheit der künftigen Bauherren sind Nebenanlagen i.S. des 
§ 14 BauNVO (z.B. Spielanlagen und Versickerungsmulden) sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Einschränkungen erfolgen 
nur auf mit Geh- und Fahrrecht zu belastenden Flächen. Nebenanlagen in Form von 
Gebäuden sind hingegen mit Ausnahme von Standplätzen für Müllbehälter nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Einschränkung erfolgt, um ein 
ungeordnetes „Zubauen“ der Grundstücke zu unterbinden. 

Die Bebauungsplanfestsetzungen für Stellplätze, Garagen und Carports zielen im We-
sentlichen darauf ab, ein ungeordnetes „Zuparken“ und „Zubauen“ der Grundstücke zu 
vermeiden. Dementsprechend werden Garagen und Carports auf die ausgewiesenen 
überbaubaren Grundstücksflächen begrenzt. Nicht überdachte Stellplätze werden eben-
falls auf die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen sowie auf die in der Plan-
zeichnung dargestellte Fläche begrenzt. 

1.5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Im Plangebiet können verdichtete Bauformen verwirklicht werden. Um jedoch unmaß-
stäbliche Kubaturen zu verhindern sowie eine Verträglichkeit mit dem sozialen und ge-
stalterischen Umfeld zu sichern, wird die Anzahl der Wohnungen je Einzelhaus auf ma-
ximal sechs Wohneinheiten begrenzt. 

1.6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden 
Natur und Landschaft i.V.m. Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen 
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Im sogenannten beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gelten 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig. Gleichwohl hat man sich dafür ausgesprochen, dass die in Kapitel I dargelegten 
landespflegerischen Zielvorstellungen - soweit möglich - Berücksichtigung finden und 
eine Integration der vorgeschlagen grünordnerischen Maßnahmen stattfindet. 

Die im Plangebiet getroffenen Festsetzungen sollen daher ein gewisses Grundgerüst 
der Gebietsdurchgrünung sichern, visuelle Beeinträchtigungen minimieren sowie erhal-
tenswerte Gehölzstrukturen langfristig sichern. Durch den Bezug auf die beigefügte 
Pflanzliste sollen naturnahe und standortgerechte Pflanzungen entstehen. 
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1.7 Mit Geh- und Fahrrecht zu belastenden Flächen 

Im vorliegenden Fall ist es erforderlich, zur Herstellung eines Verbindungsweges zwi-
schen dem südlich angrenzenden Wohngebiet und der Landauer Straße eine entspre-
chende Fläche auf den Grundstücken zu sichern, da die Führung des Verbindungswe-
ges über Privatgrundstücke auch langfristig erforderlich ist und auch nicht auf öffentliche 
Flächen verlegt werden kann. 

Hierzu wurde für den Verbindungsweg das Geh- und Fahrrecht „GF“ zu Gunsten der 
Allgemeinheit (hier: Fußgänger und Fahrradfahrer) festgesetzt. 

2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

In den Bebauungsplan wurde gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO 
eine örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung integriert. 

Ziel der getroffenen bauordnungsrechtlichen Festsetzungen ist es, in positiver Weise auf 
die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen, ohne dabei den Bau-
herrn in seiner Bau- und Gestaltungsfreiheit allzu stark einzuschränken. Festsetzungen 
werden daher nur in denjenigen Bereichen getroffen, die von elementarem Einfluss auf 
das Gesamterscheinungsbild des Baugebietes sind. Hierzu gehören insbesondere Re-
gelungen zur  

 äußeren Gestaltung baulicher Anlagen, insbesondere im Bereich Dachgestaltung, 

 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke sowie 

 Zahl der notwendigen Stellplätze nach § 47 LBauO 

3 Regelungen nach Landeswassergesetz 

Gemäß § 58 Abs. 2 LWG wird die „Allgemeine Entwässerungssatzung (AES) der Ver-
bandsgemeinde Offenbach / Queich“ als gemeindliche Regelung zum Anschluss- und 
Benutzungszwang gem. § 9 Abs. 6 nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. 
Die Vorschriften der nachrichtlich übernommenen Allgemeinen Entwässerungssatzung 
der Verbandsgemeinde sind zu beachten. 

4 Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum Ver-
ständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ Bebau-
ungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche Hin-
weise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 
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K WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 2a Abs. 1 BauNVO) sind entspre-
chend dem Stand des Verfahrens wesentliche Auswirkungen der Planung darzulegen. 

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) werden insbesondere folgende mögliche 
Auswirkungen beachtet und in den Bebauungsplan eingestellt (vergleiche § 1 Abs.6 
BauGB): 

1 Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. § 1 Abs.6 Nr.1 BauGB) 

Zur Wahrung der Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit 
der Arbeitsbevölkerung wurden bislang insbesondere nachfolgend dargelegte Aspekte 
betrachtet. 

1.1 Nutzung  

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass die Bevölkerung bei der Wahrung 
ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfindet. Daher wurde bei der Planung 
darauf geachtet, dass Baugebiete einander so zugeordnet wurden, dass gegenseitige 
Beeinträchtigungen vermieden oder durch geeignete Maßnahmen vermieden oder ver-
ringert wurden. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende Planung des Baugebietes. 

1.2 Lärm 

Unter dem Gesichtspunkt der „Lärmvorsorge“ wurde zur Beurteilung der Belange des 
Schallschutzes eine schalltechnische Untersuchung veranlasst. 

Der Gutachter stellt fest, dass sowohl zum Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen als 
auch zum Schutz vor den Gewerbelärmeinwirkungen keine Maßnahmen erforderlich 
sind. 

1.3 Altlasten 

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Si-
cherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung müssen grundsätzlich gewahrt sein und die 
Belange des Bodens berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang besagt das Ge-
bot der Konfliktbewältigung, dass aus der Nutzung des Bodens keine Gefahr für die Nut-
zer entstehen darf. Demzufolge darf ein Bebauungsplan keine Nutzungen vorsehen, die 
mit einer vorhandenen Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar sind. 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahren der Bebauungsplanung wurde seitens der SGD 
Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Neustadt auf die, 
auf dem angrenzenden Nachbargrundstück befindliche schädliche Bodenveränderung 
„ARAL-Tankstelle, Offenbach an der Queich, Landauer Str. 11“, mit der Reg-Nr. 337 07 
061 - 3002 / 000 - 00, hingewiesen, die jedoch bereits saniert wurde. 

Weitere Altablagerungen oder sonstige schädliche Bodenbelastungen sind weder bei 
der Gemeinde Offenbach a. d. Queich noch bei der Verbandsgemeinde Offenbach a. d. 
Queich bekannt und aufgrund der bisherigen Nutzung des Plangebiets auch nicht zu 
vermuten. Sollten wider Erwarten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll 
etc.) angetroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffäl-
ligkeiten) ergeben, ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Neustadt / Weinstraße, umgehend 
zu informieren. 
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1.4 Radonvorsorge 

Gemäß der Radon-Prognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau ist im 
Gemeindegebiet von Offenbach / Queich mit einem erhöhten Radonpotenzial (40.000 - 
100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft) zu rechnen. 

Daher wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, grundsätzlich eine projektbezogene 
Radonmessung in der Bodenluft des Bauplatzes durchzuführen. Die Ergebnisse sollten 
Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaß-
nahmen zu entscheiden. Werden hierbei Werte über 100.000 Becquerel Radon pro Ku-
bikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bauliche Versorgungsmaßnahmen zu 
treffen, um den Eintritt des Radons in Gebäude weitgehend zu verhindern. 

2 Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich gemäß 
dem Verzeichnis der Kulturdenkmäler der Generaldirektion Kulturelles Erbe keine Kul-
turdenkmäler. 

Über sonstige archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler ist derzeit nichts be-
kannt. Sollten während der Bauphase Funde zu Tage treten, wird im Bebauungsplan auf 
die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Di-
rektion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer verwiesen. 

3 Gestaltung des Ortsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Zur Vermeidung grundsätzlicher gestalterischer Defizite wurden in den Bebauungsplan 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO auf Landesrecht beruhende Re-
gelungen integriert. 

Daneben werden bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung, zur Bauweise, zu den überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie zur Höhe baulicher Anlagen getroffen. 

4 Belange des Umweltschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Im sogenannten beschleunigten Verfahren nach § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB gelten 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig. Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a 
BauGB sind allerdings nach wie vor darzustellen und in der Abwägung zu berücksichti-
gen. 

Die arten- und naturschutzrechtlichen Belange wurden im Rahmen des Bebauungs-
plans beachtet und in der Abwägung berücksichtigt (siehe hierzu auch Kapitel I - Lan-
despflegerische Bewertung). Um diesen Belangen Rechnung zu tragen, wurden die un-
ter Kapitel I. 3 genannten grünordnerischen Maßnahmen in die Bebauungsplanung auf-
genommen. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umweltbelange sind somit durch die 10. 
Änderung des Bebauungsplanes „Südlich der Landauer Straße“ nicht zu erwarten, ins-
besondere da die möglichen Auswirkungen des Vorhabens voraussichtlich unerheblich 
sind und keine maßgeblichen Schutzgebiete /-Objekte, insbesondere NATURA 2000-
Gebiete, betroffen sind. 

 



Offenbach / Queich Bebauungsplan „Südlich der Landauer Straße, 10 Änderung“ 

 Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB 

Satzungsfassung  

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 24 von 25 

5 Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs.6 Nr. 5 BauGB) 

Zur Vermeidung grundsätzlicher gestalterischer Defizite wurden in den Bebauungsplan 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO auf Landesrecht beruhende Re-
gelungen integriert. 

Daneben werden bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung, zur Bauweise, zu den überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie zur Höhe baulicher Anlagen getroffen. 

6 Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8e BauGB) 

Alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen können zum gegenwärtigen Kennt-
nisstand von den zuständigen Trägern durch Anschluss an bzw. Ausbau bereits beste-
hende Netze bereitgestellt werden.  

Abschließend wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass die Träger der Ver- und 
Entsorgung frühzeitig über den Beginn der Erschließungs- und Baumaßnahmen zu un-
terrichten sind. Zudem sind beim Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern die Abstands-
empfehlungen der DIN 1998 einzuhalten sowie die Merkblätter der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall, des Deutschen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches und der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zum 
Thema „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu beachten, oder andernfalls auf 
Kosten des Verursachers entsprechende Schutzvorkehrungen zum Schutz der Leitun-
gen zu treffen.  

7 Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets sollen durch die nördlich an das Plange-
biet angrenzende Landauer Straße erschlossen werden. Im Rahmen des Planaufstel-
lungsverfahrens wurde seitens des Landesbetrieb Mobilität Speyer mitgeteilt, dass an 
der Zufahrt zur L 509 eine ausreichende Sicht freizuhalten ist, auch in Richtung des 
Kreisverkehrsplatzes. 

Bezüglich der Grundstücksausfahrt sind grundsätzlich die Vorschriften des § 10 StVO 
zu beachten: „Wer aus einem Grundstück […] auf die Fahrbahn einfahren […] hat sich 
[…] so zu verhalten, dass eine Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen 
ist […]“.  

Eine ergänzende Prüfung der Sichtbeziehungen hat zudem ergeben, dass ausreichende 
Sichtbeziehungen sowohl zwischen dem Fahrverkehr aus der Grundstücksausfahrt und 
Fußgängern, als auch zum Fahrverkehr auf der Landauer Straße gegeben sind. Ein 
Sichtdreieck in Richtung Kreisverkehrsplatz tangiert zwar auch den Bereich der Park-
plätze vor der Tankstelle. Aufgrund der Tatsache, dass dort Parken auf dem Gehweg 
gestattet ist, die Stellplätze zwischen den beiden Ein- und Ausfahrten der Tankstelle 
gelegen sind und zudem die Zufahrt ins Plangebiet bereits vorhanden war, wird im vor-
liegenden Fall keine Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der 
Landesstraße gesehen.  

Vor diesem Hintergrund ist daher davon auszugehen, dass die Belange des Verkehrs 
somit ausreichend berücksichtigt werden. 
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L PLANVERWIRKLICHUNG 

1 Maßnahmen zur Realisierung des Bebauungsplans  

Aufgrund der im Plangebiet gegebenen Besitzverhältnisse sind bodenordnende Maß-
nahmen im Sinne des §§ 45 ff. BauGB nicht erforderlich. 

2 Kosten der Bauleitplanung 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe einer Kommune, Kosten der Bauleitpla-
nung sind daher in der Regel durch die Kommune zu bedienen. Gem. § 11 Abs. 1 S. 2 
Nr. 1 BauGB kann jedoch eine Gemeinde in einem städtebaulichen Vertrag dem Grund-
stückseigentümer / Vorhabenträger auf dessen Kosten die Ausarbeitung der städtebau-
lichen Planungen und Gutachten übertragen. 

Im vorliegenden Fall hat sich die Kreativ Massivhaus GmbH – nachfolgend Vorhaben-
träger genannt - im Rahmen einer Kostenübernahmeerklärung gegenüber der Ge-
meinde Offenbach verpflichtet, die im Rahmen der Ausarbeitung der Bebauungsplanung 
anfallenden Kosten zu übernehmen. 

Der Vorhabenträger ist sich bewusst, dass ein Rechtsanspruch auf rechtsverbindliche 
Aufstellung des Bebauungsplans für das Plangebiet durch die Kostenübernahmeerklä-
rung nicht besteht. Die Unabhängigkeit und die Entscheidungsfreiheit der Verwaltung 
und des Gemeinderates, insbesondere im Hinblick auf planerische Aufgaben nach dem 
BauGB bleiben durch diese Kostenübernahmeerklärung unberührt. 

Aus der „Erklärung“ können zudem keinerlei Rechte für die Vertragspartner hergeleitet 
werden. Der Kostenübernahmeerklärung wurde durch den Gemeinderat zugestimmt. 

Auf Wunsch der Gemeinde Offenbach und im Benehmen mit dem Vorhabenträger wurde 
das Planungsbüro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung (Kaiserlautern) mit der Vor-
bereitung und Erstellung der Bebauungsplanänderung beauftragt.  

Der Gemeinde Offenbach entstehen somit durch die Ausarbeitung des Bebauungsplans 
„Südlich der Landauer Straße, 10. Änderung“ keine direkten Kosten. Kosten fallen je-
doch im Rahmen des verwaltungstätigen Handelns im Sinne der Vorbereitung, Durch-
führung und Begleitung von Verfahrensschritten nach §§ 3 - 4a BauGB an. 


